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POLITIKBERATUNG

Hans-Hagen Härtel

Zehn Jahre Strukturberichterstattung: 
Eine Bilanz

Seit 1977 erstellen die fünf großen Wirtschaftsforschungsinstitute^ im Auftrag der 
Bundesregierung Strukturberichte. Dr Hans-Hagen Härtel vom HWWA-Institut bilanziert nach 

nunmehr zehn Jahren Strukturberichterstattung ihren Beitrag für Wissenschaft, Wirtschaft 
und praktische Wirtschaftspolitik.

Zehn Jahre nach Beginn der Strukturberichterstat­
tung, mit der nicht nur in der Bundesrepublik 

Deutschland, sondern auch international Neuland be­
treten wurde, stellt sich die Frage, inwieweit die Struktur­
berichte, Schwerpunktthemen und Spezialuntersu­
chungen das Wissen über die Ursachen und Wirkungen 
des Strukturwandels erweitert oder vertieft haben und 
Orientierungshilfen für die Praxis geben konnten. Die 
Antwort ist gleichermaßen von Interesse für die Regie­
rung und das Parlament als Auftraggeber, für die Tarif­
vertragsparteien, die Unternehmen und Unternehmens­
verbände sowie die Wissenschaftler als Konsumenten 
und für die Wirtschaftsforschungsinstitute als Auftrag­
nehmer und Produzenten.

Der entscheidende Impuls für die Einführung der 
Strukturberichterstattung kam aus der konzertierten Ak­
tion und entsprang der Auffassung, daß es zur Sicher­
stellung eines angemessenen Wirtschaftswachstums, 
eines hohen Beschäftigungsstandes, eines stabilen 
Geldwertes und des außenwirtschaftlichen Gleichge­
wichtes nicht mehr ausreichte, die zyklischen Aus­
schläge der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage mit dem 
Instrumentarium der Globalsteuerung zu glätten, zumal 
die Ausschläge aufgrund von schockartigen Ereignis­
sen wie der Energieverteuerung oder exzessiven Wech-
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Beobachtung und Nutzbarmachung neuer For­
schungsmethoden und -bereiche des HWWA- 
Institut für Wirtschaftsforschung-Hamburg.
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selkursschwankungen schärfer geworden waren und 
ihr gewohntes Muster verloren hatten. Die Verlangsa­
mung der Realeinkommensexpansion, die anhaltende 
Arbeitslosigkeit und die beschleunigte Geldentwertung 
wurden nicht mehr in erster Linie als Konjunkturpro­
bleme, sondern vor allem als Strukturprobleme defi­
niert.

Ungewiß und umstritten war jedoch, wie eine wirt­
schaftspolitische Konzeption aussehen müßte, mit der 
solche Strukturprobleme vermieden und überwunden 
werden konnten; einig war man sich allerdings, daß die 
bis dahin betriebene, auf Schadensbegrenzung ausge­
richtete und letztlich auf Strukturkonservierung hinaus­
laufende sektorale Strukturpolitik den Ansprüchen nicht 
genügte. Damals bestand die Vorstellung, daß es auf 
dem Gebiete der Strukturforschung noch Theoriedefi­
zite gab, die erst geschlossen werden mußten, ehe man 
Konsequenzen für die Wirtschaftspolitik ziehen konnte. 
Deshalb waren die Aufträge für die Strukturberichter­
stattung nicht nur darauf gerichtet, wirtschaftspolitische 
Konzeptionen und Instrumente vorzuschlagen oder zu 
bewerten und Informationen für die Anwendung wirt­
schaftspolitischer Instrumente bereitzustellen, sondern 
umfaßten auch die Entwicklung eines Konzeptes zur 
Analyse der Entwicklungslinien und der Ursachen des

’ Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin; HWWA-In­
stitut für Wirtschaftsforschung-Hamburg (HWWA); Institut für Weltwirt­
schaft an der Universität Kiel (IfW); Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung 
(Ifo), München; Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsfor­
schung (RWI), Essen.
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Strukturwandels, das die Strukturforsctiung erst einmal 
auf den Stand der Konjunkturforschung bringen sollte.

Da die verbreitete These, daß die Wachstumsschwä­
che und Arbeitslosigkeit Strukturprobleme seien oder 
auf strukturelle Ursachen zurückzuführen seien, in der 
wirtschaftspolitischen Diskussion häufig als Schlagwort 
benutzt wird, bestand eine wesentliche Aufgabe der 
Strukturberichterstattung darin, den Gegenstand und 
das methodische Vorgehen der Strukturforschung zu 
klären. Nach Auffassung des HWWA haben die Struktur­
berichte vor allem in den folgenden fünf Punkten für 
Klarheit gesorgt und damit die wirtschaftspolitische, 
aber auch die akademische Diskussion befruchtet und 
versachlicht.

Doppelte Fragestellung

Erstens: Analysen über die strukturelle Entwicklung 
richten sich an mindestens zwei Kreise von Adressaten, 
die Antworten auf unterschiedliche Fragen erwarten. 
Die einen wünschen Informationen über die Determi­
nanten, welche die Richtung des sektoralen Struktur­
wandels prägen und die Aufteilung der volkswirtschaftli­
chen Ressourcen, insbesondere der Arbeitskräfte, auf 
die Wirtschaftszweige bestimmen. Gefragt sind hierbei 
Untersuchungen, in denen der beobachtete Struktur­
wandel anhand von empirisch überprüfbaren Hypothe­
sen und Theorien erklärt wird und aus denen sich 
Schlüsse für die künftige strukturelle Entwicklung zie­
hen lassen.

Die anderen möchten wissen, warum Veränderungen 
der sektoralen Produktions- und Beschäftigungsstruk- 
tur mit Einkommenseinbußen und mit Arbeitslosigkeit 
verbunden sind und wie sich solche Anpassungsfriktio­
nen künftig besser vermeiden oder in ihren negativen 
Folgen begrenzen lassen. Hierzu sind Hypothesen und 
Theorien gefragt, mit denen sich die beobachteten Fehl­
entwicklungen -  Abflachung der Realeinkommensex­
pansion, Fortdauer der Arbeitslosigkeit -  aus Anpas­
sungsdefiziten erklären lassen.

In einer Wirtschaftsordnung, in der die Koordination 
der wirtschaftlichen Dispositionen und die Lenkung der 
Ressourcen zwar vorrangig, aber nicht ausschließlich 
dem Markt überlassen bleiben, stehen hierbei zwei Er­
klärungsansätze miteinander in Konkurrenz, nämlich 
zum einen die These des Marktversagens, wonach Un­
vollkommenheiten im Marktmechanismus für die Fehl­
entwicklungen verantwortlich sind -  und dies schließt 
den Vorwurf ein, der Staat habe diese Unvollkommen­
heiten nicht genügend korrig iert-, und zum anderen die 
These des Politikversagens, wonach ein Zuviel an wirt- 
schaftspolitischen Eingriffen oder ein falscher Instru­

28

menteneinsatz einem reibungslosen Strukturwandel 
entgegenstehen.

Gesamtwirtschaftliche Ausrichtung

Zweitens: Strukturforschung ist nicht die Summe von 
Branchenstudien oder die Untersuchung von Problem­
branchen. Sie unterscheidet sich von Branchenanaly­
sen darin, daß ihr Gegenstand nicht die Entwicklung von 
Branchen, sondern die Entwicklung des Branchengefü­
ges ist. Sie ordnet die Entwicklung einzelner W irt­
schaftszweige in den Zusammenhang mit der gesamt­
wirtschaftlichen Entwicklung sowie mit der Entwicklung 
in anderen Branchen ein und betrachtet das aktuelle 
Geschehen in den Wirtschaftszweigen im Hinblick auf 
den langfristigen Trend.

Die Strukturforschung befaßt sich im Gegensatz zur 
Konjunkturforschung nur mit solchen Veränderungen 
der Produktion und der Beschäftigung, die mit Anpas­
sungen der Produktionskapazitäten und der Ressour­
cenverteilung verbunden sind. Schwankungen der Pro­
duktion und der Beschäftigung, die durch Veränderung 
des Auslastungsgrades der bestehenden Produktions­
kapazitäten aufgefangen werden, sind dagegen nicht 
Gegenstand der Strukturforschung. Soweit Ausla­
stungsschwankungen nicht zum normalen Geschäftsri­
siko gehören, sondern auf viele Branchen übergreifen, 
sind sie Untersuchungsobjekt der Konjunkturanalyse und 
erzeugen Handlungsbedarf für die Konjunkturpolitik.

Drittens: Die Strukturforschung begnügt sich nicht mit 
einer Aufgliederung makroökonomischer Größen nach 
Wirtschaftszweigen, sondern betrachtet die gesamtwirt­
schaftliche Entwicklung auch als das Ergebnis von 
Strukturwandel: Indem die Unternehmen ihr Gütersorti­
ment den Präferenzen der Konsumenten anpassen, 
sich auf Produktionen spezialisieren, bei denen sie im 
internationalen Wettbewerb komparative Vorteile ha­
ben, die Effizienz ihrer Produktion steigern und relativ 
teure durch relativ billige Produktionsfaktoren ersetzen, 
schieben sie die Grenzen, die sonst der Expansion der 
gesamtwirtschaftlichen Produktion durch mangelnde 
Nachfrage, unzureichende Wettbewerbsfähigkeit oder 
Engpässe an Ressourcen gesetzt sind, hinaus.

Konkurrierende Hypothesen

Viertens: Die Aufgabe der Strukturforschung besteht 
nicht in der Suche nach „der“ Strukturtheorie, mit der 
sich Veränderungen der sektoralen Produktions- und 
Beschäftigungsstruktur erklären lassen. Die vielfach zu 
Beginn der Strukturberichterstattung, zum Teil aber 
auch heute noch vertretene Auffassung, daß das Theo­
riedefizit in der Strukturforschung in dem Mangel an ei­
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ner solchen Strukturtheorie begründet sei, verkennt die 
Eigenarten der theoretischen und ennpirischen For­
schung in den Erfahrungswissenschaften. Wissen­
schaftliche Erkenntnis wird nicht nur durch den Aufbau 
und die Vollendung einer Theorie, sondern durch das 
Aufspüren von neuen theoretischen Ansätzen und Hy­
pothesen gewonnen, die erklärungsbedürftige Tatbe­
stände besser als die bisherigen Versuche auf ihre Ursa­
chen zurückführen.

Die miteinander rivalisierenden theoretischen An­
sätze und Hypothesen, die im Hinblick auf ihre Fähigkeit 
zur Erklärung, Prognose und wirtschaftspolitischen An­
wendung diskutiert werden, unterscheiden sich zum ei­
nen in der Auswahl der als relevant angesehenen Ein­
flußfaktoren sowie in den Annahmen über die kausalen 
Beziehungen und zum anderen in der Einschätzung des 
quantitativen Gewichtes, das den ausgewählten Ein­
flußfaktoren zukommt. So gibt es auch in der Konjunktur­
forschung nicht „d ie“ Konjunkturtheorie, sondern eine 
Vielzahl von miteinander konkurrierenden theoreti­
schen Ansätzen und Hypothesen.

Inter- und intrasektoraler Wandel

Fünftens: Der Eindruck, daß die Strukturforschung 
weniger als andere Zweige der Wirtschaftsforschung 
theoretisch fundiert sei, resultiert nicht zuletzt daraus, 
daß zwischen dem theoretisch abgeleiteten und dem 
empirisch beobachteten Strukturwandel eine Diskre­
panz besteht. Der Strukturforscher erkennt nur den so­
genannten intersektoralen Strukturwandel, d. h. die Ver­
änderungen des Branchengefüges, das mit Hilfe einer 
vorgegebenen Wirtschaftszweigsystematik abgegrenzt 
wurde. Die aus der Theorie abgeleiteten Muster des 
Strukturwandels beziehen sich dagegen nicht auf eine 
bestimmte Branchenabgrenzung.

Die Determinanten des Strukturwandels -  Verände­
rungen der Nachfragestruktur, der Produktionstechnik 
und Faktorausstattung oder der komparativen Vorteile 
in der internationalen Arbeitsteilung -  schlagen sich nur 
teilweise in Änderungen des Branchengefüges nieder; 
zum Teil bewirken sie nur intrasektoralen Strukturwan­
del, d. h. Änderungen des Gütersortiments und der Be­
schäftigungsstruktur innerhalb der Wirtschaftszweige. 
Inwieweit sich der Strukturwandel intersektoral oder in­
trasektoral vollzieht, ist eine empirische Frage und 
hängt auch von der verwendeten Wirtschaftszweig­
systematik ab.

Die Unterscheidung zwischen intersektoralem und in­
trasektoralem Strukturwandel, die dem Theoretiker will­
kürlich erscheinen mag, ist für den Wirtschaftspolitiker 
durchaus bedeutsam. Die amtliche Statistik verwendet

eine Systematik der Wirtschaftszweige, die die Produk­
tionsstätten so zu Wirtschaftszweigen zusammenfaßt, 
daß sie in sich möglichst homogen und untereinander 
möglichst unterschiedlich sind. Die Heterogenität der 
Branchen besteht darin, daß das Produktionspro­
gramm, die Produktionsverfahren, die Vorleistungen 
oder die Organisationsform so unterschiedlich sind, daß 
ein Wechsel der Branchenzugehörigkeit und ein Trans­
fer von Ressourcen zwischen den Branchen nur mit ho­
hen Kosten möglich ist und Zeit erfordert. Die Verände­
rung des Branchengefüges stellt somit den Teil des 
Strukturwandels dar, von dem vermutet wird, daß er mit 
Anpassungsfriktionen verbunden ist und möglicher­
weise wirtschaftspolitischen Handlungsbedarf erzeugt, 
während der intrasektorale Strukturwandel tisch ange­
sehen wird.

Die Drei-Sektoren-Hypothese

Die mit der Strukturberichterstattung beauftragten In­
stitute mußten keineswegs Neuland betreten, denn die 
Nationalökonomie widmete der langfristigen und struk­
turellen Entwicklung schon von Beginn an große Auf­
merksamkeit, und diese Tradition wurde auch in den 
Jahren, in denen konjunkturelle Fragen die wissen­
schaftliche und wirtschaftspolitische Diskussion be­
herrschten, fortgesetzt, beispielsweise durch die Ana­
lyse der Strukturwirkungen der internationalen Arbeits­
teilung. Die wesentliche Aufgabe war es deshalb, die 
vorhandenen und sich ständig neu entwickelnden Theo­
rien in empirisch anwendbare Hypothesen umzusetzen 
und ihre Fähigkeit zur Erklärung der strukturellen Ent­
wicklung in der Bundesrepublik zu beurteilen.

Als besonders fruchtbar erwies sich die Auseinander­
setzung mit der bekannten Drei-Sektoren-Hypothese, 
die auf plausiblen und weitgehend akzeptierten Annah­
men basiert und die auch mit dem beobachteten Struk­
turwandel in Einklang zu stehen scheint. Die eine An­
nahme besagt, daß es ein Produktivitätsgefälle gibt, das 
es dem primären Sektor (Landwirtschaft, Bergbau) und 
dem sekundären Sektor (Energiewirtschaft, verarbei­
tendes Gewerbe und Baugewerbe) ermöglicht, ihr An­
gebot bei gegebenem Ressourceneinsatz schneller 
auszuweiten, als es den Branchen des tertiären Sektors 
(Handel und Verkehr, private und staatliche Dienstlei­
stungen) möglich ist. Die andere Annahme lautet, daß 
die durch den technischen Fortschritt gegebenen Ange­
botsmöglichkeiten nicht in Einklang mit dem Wandel der 
Nachfragestruktur stehen, wie er durch die individuellen 
und kollektiven Präferenzen der Bevölkerung bestimmt 
wird, so daß bei gegebener sektoraler Ressourcenver­
teilung im primären und sekundären Sektor Ressour­
cenüberschüsse und im tertiären Sektor Ressourcen­
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engpässe entstehen, die durch Strukturwandel ausge­
glichen werden müssen.

Der Einfluß des technischen Fortschritts

Bei der Diskussion der Drei-Sektoren-Hypothese 
zeigte es sich aber, daß die grundlegenden Annahmen 
erheblich modifiziert werden mußten und daß für den be­
obachteten Strukturwandel andere Ursachen maßge­
bend waren. Dies betrifft zum einen die Rolle, die dem 
technischen Fortschritt zugeschrieben wird. Schon die 
historische Erfahrung zeigt, daß ein sektorales Produkti­
vitätsgefälle zu einem erheblichen Ausmaß nicht exo­
gen (z. B. durch den wissenschaftlichen Erkenntnisfort­
schritt) vorgegeben ist, sondern daß sich der technische 
Fortschritt vor allem dort beschleunigt, wo es darum 
geht, Ressourcenengpässe zu beseitigen. So haben 
auch die Unternehmen des Dienstleistungssektors auf 
den Nachfrageanstieg nicht nur durch verstärkten Per­
sonaleinsatz, sondern auch durch Nutzung des techni­
schen Fortschritts, insbesondere der Kommunikations­
technik, reagiert.

Zweitens wurde offenbar, daß die Nutzung des techni­
schen Fortschritts nicht zuletzt von der Intensität des An­
bieterwettbewerbs abhängt. So ist die Übereinstim­
mung mit der Drei-Sektoren-Hypothese im stark expan­
dierenden Bildungs- und Gesundheitswesen nicht zu­
letzt damit zu erklären, daß es dort entweder wegen des 
staatlichen Angebotsmonopols keinen Anbieterwettbe­
werb gibt oder er durch Regulierung ausgeschaltet ist. 
Schließlich wird technischer Fortschritt nicht nur zur Ra­
tionalisierung, sondern auch zu Produktinnovationen 
genutzt. Ein wesentlicher Teil des Strukturwandels be­
steht in der Verdrängung von alten durch neue Pro­
dukte. Durch Produktinnovationen können die bisheri­
gen Anbieter die von der Drei-Sektoren-Hypothese im­
plizierten Sättigungsgrenzen noch für eine lange Zeit 
hinausschieben.

Der Einfluß der Konsumenten

Zum anderen erwies sich auch die Annahme über die 
Entwicklung der Nachfragestruktur als revisionsbedürf­
tig, denn die Konsumenten geben bei steigendem Wohl­
stand ihr zusätzliches Realeinkommen nicht nur für an­
dere Güter aus, sondern sie fragen auf den bestehen­
den Märkten auch Güter höherer Qualität nach. Es tritt 
also ein Wandel vom quantitativen zum qualitativen 
Wachstum ein, ohne daß es dazu eines gesellschaftli­
chen Wertewandels bedürfte, wie er von den Kritikern 
der Industriegesellschaft gefordert wird. Auf dem Markt 
für Automobile oder für Wohnungsnutzung wird inzwi­
schen die Ausgabenexpansion stärker durch Qualitäts­
steigerungen als durch Mengensteigerungen geprägt.

Besonders spektakulär ist der Wechsel von der Men­
gen- zur Qualitätssteigerung bei Produkten der chemi­
schen Industrie.

Diese Abstriche an den Grundannahmen erklären, 
warum der sektorale Strukturwandel erheblich langsa­
mer voranschritt, als es die Vertreter der Drei-Sektoren- 
Hypothese vermutet hatten. Produktinnovationen und 
die Konsumentenwünsche nach Angebotsvielfalt und 
-qualität beschleunigten zwar den Strukturwandel inner­
halb der Branchen, nicht aber die Veränderungen des 
Branchengefüges. Da der Wandel von einem standardi­
sierten Angebot zu Produktvielfalt und höheren Qualitä­
ten zugleich den Produktivitätsfortschritt in der Waren­
produktion verlangsamte und die Dienstleistungsunter­
nehmen verstärkt neue Techniken einsetzten, war zu­
dem der Zwang zum Wandel der sektoralen Beschäfti­
gungsstruktur wesentlich geringer, als nach der Drei- 
Sektoren-Hypothese zu vermuten gewesen wäre.

Veränderte Tätigkeitsstruktur

Daß der Strukturwandel dennoch den tertiären Sektor 
in so hohem Maße begünstigte, ist also nicht allein auf 
den Wandel der Nachfragestruktur und auf das sekto­
rale Produktivitätsgefälle zurückzuführen, sondern 
auch auf die Änderung der Produktionsfunktion in der 
Warenproduktion. Die durch Produktdifferenzierung er­
zwungene Spezialisierung und Ausweitung der regiona­
len Absatzmärkte sowie die Ansprüche der Konsumen­
ten an die Produktqualität erforderten einen erhöhten 
Ressourceneinsatz für die Produktentwicklung und 
Markteinführung, für die Werbung und den Vertrieb, für 
die Kundenberatung und Wartung, für die Finanzierung 
und den Zahlungsverkehr sowie für die Informationsbe­
schaffung und -Verarbeitung.

Dadurch veränderte sich in erheblichem Maße die Tä­
tigkeitsstruktur der Arbeitskräfte. Während die Anzahl 
der Erwerbstätigen in der Fertigung weiter zurückging -  
und zwar nicht nur in der Produktion von Fertigwaren, 
sondern durch Materialeinsparung auch in vorgelager­
ten Zweigen der Warenproduktion - ,  stieg die Anzahl 
der Arbeitskräfte mit Dienstleistungsfunktionen be­
schleunigt an. Im Prinzip hätte sich dieser Wandel der 
Beschäftigungsstruktur auch innerhalb der Warenpro­
duktion vollziehen können, doch profitierten davon in er­
ster Linie eigenständige Anbieter, die sich auf die benö­
tigten Dienstleistungsfunktionen spezialisiert hatten. 
Von den durch Warenproduktion erwirtschafteten Ein­
kommen verblieb also ein wachsender Teil nicht bei den 
Produktionsunternehmen und den industriellen Zuliefe­
rern, sondern floß Unternehmen des tertiären Sektors 
zu.

30 WIRTSCHAFTSDIENST 1988/1



POLITIKBERATUNG

Die Zunahme der Dienstleistungsnachfrage für Pro­
duktionszwecke weist auf eine andere Erfahrung hin, 
die durch die Strukturanalysen gewonnen wurde. Sie w i­
derlegt nämlich die Vermutung, daß der Strukturwandel 
auf der Ebene der Vorleistungsnachfrage im wesentli­
chen nur der Niederschlag von Veränderungen der End­
nachfragestruktur sei, wie dies implizit bei der Verwen­
dung von Input-Output-Analysen unterstellt wird. Dies 
gilt auch für den Absatz von gewerblichen Vorleistun­
gen, deren Absatzchancen dadurch vermindert wurden, 
daß die Abnehmer nicht nur verstärkt Energie, sondern 
auch industrielle Grundstoffe einsparten.

Allerdings bestätigte sich auch hier die Erkenntnis, 
daß die Absatzentwicklung nicht nur durch die Entwick­
lung der Nachfrage, sondern mehr und mehr vom Ver­
halten der Anbieter, insbesondere von deren Verfah­
rens- und Produktinnovationen abhängt. Denn zum ei­
nen sind bessere Materialqualitäten und neue Werk­
stoffe für die Anwender eine wichtige Voraussetzung für 
eigene absatzfördernde Produktinnovationen -  man 
denke z. B. an die moderne Glasfasertechnik - ,  und 
zum anderen wird der Strukturwandel auf der Vorlei­
stungsebene in hohem Maße durch die Substituierbar­
keit von Energieträgern und von Materialien unter­
schiedlicher Herkunft (z. B. Stahl, NE-Metallen, Kunst­
stoffen, Baustoffen, Holz, Keramik oder Glas) bestimmt.

Am meisten hat das Anbieterverhalten als Bestim­
mungsfaktor des Strukturwandels gegenüber der Nach­
frageentwicklung im außenwirtschaftlich bedingten 
Strukturwandel an Bedeutung gewonnen. Die interna­
tionale Arbeitsteilung ist längst nicht mehr dadurch cha­
rakterisiert, daß die Volkswirtschaften Produkte aus un­
terschiedlichen Branchen miteinander austauschen. 
Die zunehmende Integration der Märkte, der Austausch 
des Wissens und die Angleichung des Einkommensge­
fälles zwischen Schwellenländern und Industrieländern 
einerseits und zwischen Japan, Europa und den USA 
andererseits haben dazu geführt, daß alle Branchen 
wachsender Importkonkurrenz ausgesetzt sind und da­
für im Ausland Marktanteile gewinnen. Dies ist ein weite­
rer Grund dafür, daß sich die bereits im HWWA-Struktur- 
bericht 1980 formulierte Hypothese bestätigt, daß Struk­
turveränderungen innerhalb der Branchen gegenüber Än­
derungen des Branchengefüges immer wichtiger werden.

Der Einfluß der Internationalen Arbeitsteilung

Dies hat auch Konsequenzen für die Beurteilung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Volkswirtschaft. Auf diesem 
Gebiet hat die Strukturforschung ohnehin eine wichtige 
Aufklärungsfunktion, weil in der Öffentlichkeit durch die 
Dominanz von konjunkturellen und branchenspezifi­
schen Problemen leicht die grundlegende Bedeutung

des Außenhandels für die Volkswirtschaft aus dem Blick 
gerät. Aus konjunktureller oder sektoraler Sicht wirkt der 
Außenhandel dann positiv auf Produktion und Beschäfti­
gung, wenn Exporte gesteigert und Importe zurückge­
drängt werden. Hohe Exportüberschüsse werden damit 
für die Volkswirtschaft oder für einzelne Gütergruppen 
zum Erfolgsindikator.

Für gesamtwirtschaftlich orientierte Strukturforscher 
stehen dagegen nicht die Produktions- und Beschäfti­
gungseffekte des Außenhandels im Vordergrund, son­
dern Produktivitätseffekte. Hohe Leistungsbilanzüber­
schüsse wirken für sich genommen auf lange Sicht nicht 
produktions- und beschäftigungsfördernd, denn sie be­
deuten den Export von Kapital, das sonst im Inland zur 
Produktion von Investitionsgütern statt von Exportgü­
tern verwendet worden wäre.

Die Vorteile der internationalen Arbeitsteilung resul­
tieren dagegen vor allem daraus, daß durch Spezialisie­
rung die Realeinkommen gesteigert werden können. 
Die Strukturforschung ist deshalb auf der Suche nach 
Indikatoren, die anzeigen, ob das Spezialisierungsmu­
ster eines Landes im Einklang mit seinen spezifischen 
Fähigkeiten steht, d. h. ob jene Güter exportiert werden, 
bei denen pro Arbeitsstunde viel verdient wird, und Jene 
Güter importiert werden, die im Inland zu den herr­
schenden Reallöhnen nicht in gleicher Qualität oder 
zum gleichen Preis hergestellt werden könnten.

Obwohl inzwischen der außenwirtschaftlich bedingte 
Strukturwandel nicht mehr so sehr durch die Spezialisie­
rung auf bestimmte Branchen, sondern durch die Spe­
zialisierung auf Produktionen innerhalb der Branchen 
geprägt ist, glaubte man bislang noch, daß für hoch ent­
wickelte Industrieländer die Einkommenschancen im­
mer noch an bestimmte Branchen gebunden sind, näm­
lich an Branchen, in denen überdurchschnittlich viel 
qualifiziertes Personal beschäftigt wird und in denen ein 
hoher Forschungs- und Entwicklungsaufwand die Ab­
satzchancen bestimmt.

Verlangsamter sektoraler Wandel

Inzwischen hat jedoch nicht zuletzt wegen des inter­
nationalen Technologietransfers die Breite des Anbieter­
wettbewerbs zugenommen. Dies hat auch in den tech­
nologieintensiven Branchen die internationale Speziali­
sierung vorangetrieben. Darauf haben sich auch die na­
tionalen Anbieter eingestellt, die nicht nur versuchen, 
Wettbewerbsvorsprünge zu erreichen und zu verteidi­
gen oder Wettbewerbsnachteile aufzuholen, sondern 
die auch bestrebt sind, durch Zukäufe und Kooperation 
von den Wissens- und Wettbewerbsvorsprüngen der 
ausländischen Konkurrenten zu profitieren.
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Damit verlieren branchenspezifischie Merkmale als 
Determinanten für die Wettbewerbsfähigkeit weiter an 
Bedeutung. Es zeichnet sich auch ab, daß letztlich die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit von der Qualifika­
tion der Arbeitskräfte und von jenen unternehmensspe­
zifischen Merkmalen abhängt, die auch auf den nationa­
len Märkten darüber entscheiden, welche Anbieter zum 
Zuge kommen.

Als Folge davon, daß sich der Strukturwandel stärker 
innerhalb als zwischen den Branchen abspielt, hat sich 
das Tempo des sektoralen Strukturwandels seit den 
siebziger Jahren ständig verlangsamt. Auch der Ener­
giepreisschock und die Verschärfung der Umwelt­
schutzgesetzgebung haben den Strukturwandel nicht in 
der Weise verändert, daß energieintensive und schad­
stoffemittierende Branchen zugunsten energiesparen­
der und umweltschonender Branchen geschrumpft wä­
ren. Der gesamtwirtschaftliche Energieverbrauch und 
der Schadstoffausstoß wurden vor allem dadurch verrin­
gert, daß innerhalb der Branchen Energie eingespart 
und Emissionen verringert wurden.

Infolge der Angleichung der sektoralen Produktivitäts­
entwicklung hat sich die Anpassungsgeschwindigkeit 
bei der Beschäftigungsstruktur sogar stärker verringert 
als bei der sektoralen Produktionsstruktur. Obwohl in 
den achtziger Jahren das Baugewerbe mit den vor- und 
nachgelagerten Produktionszweigen (Baustoffindu­
strie, Möbelherstellung) zu den bereits bestehenden 
Schrumpfungsbranchen (Landwirtschaft, Kohleberg­
bau, Stahlindustrie, Leder-, Textil- und Bekleidungsge­
werbe) hinzutrat und auch der Handel nach zwanzigjäh­
riger Beschäftigungsexpansion seinen Personalbe­
stand reduzierte, ist die Anzahl der Freisetzungen in den 
schrumpfenden Branchen seit den sechziger Jahren 
nicht gestiegen; der gesamtwirtschaftliche Beschäfti­
gungsrückgang ist vielmehr damit zu erklären, daß die 
Anzahl der Zugänge in wachsenden Branchen ständig 
abgenommen hat.

Globale Hemmnisse

Obwohl die Strukturberichterstattung -  auch dort, wo 
sie gewohnte Denkmuster korrigierte -  mit überzeugen­
den Hypothesen erklären kann, wie sich die Strukturbil­
dung in der Bundesrepublik vollzieht und warum sich da­
bei die Geschwindigkeit des sektoralen Strukturwan­
dels und auch der Anstieg der Arbeitsproduktivität trend­
mäßig verlangsamt haben, bleibt noch Raum für das Ar­
gument, daß der beobachtete Strukturwandel auch 
durch strukturelle Hemmnisse verzerrt und verzögert 
wurde, so daß auf der einen Seite nicht genügend pro­
duktive Arbeitsplätze geschaffen wurden und beste­
hende Arbeitsplätze nur mit individuellen oder volkswirt­

32

schaftlichen Einkommenseinbußen aufrechterhalten 
werden konnten.

Bei der Erklärung des geringen Produktivitätszu­
wachses, der niedrigen Investitionsquote und der ho­
hen Arbeitslosigkeit konkurrierten strukturelle Erklä­
rungsansätze allerdings mit globalen makroökonomi­
schen Ansätzen, z. B. mit der Auffassung von nachfra­
georientierten Ökonomen, daß aufgrund von Sätti­
gungsgrenzen oder aufgrund von Risikoaversion die 
Neigung zur Geldvermögensbildung langfristig die Nei­
gung zu Realkapitalbildung übersteige oder daß die Ex­
pansion der Nachfrage nicht ausreiche, um die produkti­
vitätsbedingten Freisetzungen von Arbeitskräften zu 
kompensieren.

Das gleiche gilt für die These von angebotsorientier­
ten Ökonomen, daß überhöhte Faktorpreise und ver­
zerrte Faktorpreisrelationen, insbesondere Niveau und 
Struktur der Arbeitskosten, die maßgebenden Ursachen 
seien. Überdies gibt es auch in der Strukturforschung 
den Konflikt zwischen nachfrageorientierten Ökono­
men, die dem Staat die Aufgabe zuweisen, bei der Er­
schließung neuer Absatzfelder mitzuwirken und das 
Tempo sowie die Richtung des Strukturwandels in Ein­
klang mit der Anpassungsfähigkeit der Arbeitskräfte zu 
bringen, und den angebotsorientierten Ökonomen, die 
die Strukturprobleme darin sehen, daß es zu wenige An­
reize zur Anpassung und zu viele strukturkonservie­
rende Besitzstandsrechte gebe.

Das HWWA zieht aus den Strukturanalysen den 
Schluß, daß es keine Belege für einen globalen Nachfra­
gemangel gibt. Seit den siebziger Jahren fällt die Spar­
quote und steigt die Konsumquote der privaten Haus­
halte. Auch die These, daß es der Staat versäumt habe, 
Expansionspotential zu erschließen, erscheint nicht 
plausibel, denn die Arbeitslosigkeit ist noch in der Phase 
mit steigender Staatsquote entstanden. Überdies zeigt 
das Beispiel der Expansion im Gesundheitswesen, daß 
die Ausschaltung der marktmäßigen Steuerung zu einer 
Ausweitung von Produktion und Beschäftigung führt, 
deren Preis der Gesellschaft zu hoch ist.

Strukturelle Hemmnisse

Die angebotsorientierte These, daß die Erhöhung der 
Beschäftigung eine Korrektur des Reallohns erfordert, 
läßt sich durch den empirischen Befund bestätigen, 
doch entspricht das Ausmaß der Beschäftigungszu­
nahme nach der Senkung der realen Lohnstückkosten 
während der achtziger Jahre nicht den Erwartungen. 
Zum Teil haben die Starrheit der Lohnrelationen und die 
zunehmende Absicherung bestehender Einkommens-
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Positionen einen beschäftigungsfördernden Struktur­
wandel verhindert.

Starrheiten der Lohnrelationen sind jedoch nicht die 
einzigen Rigiditäten, die einem produktivitäts- und be­
schäftigungsfördernden Strukturwandel entgegenste­
hen. Seit den siebziger Jahren besteht für die Bundesre­
publik die Aufgabe, Arbeitsplätze vor allem in den für 
den Binnenmarkt produzierenden Branchen zu schaf­
fen. Im Unterschied zum verarbeitenden Gewerbe, das 
in den sechziger Jahren noch einen großen Teil der Be­
schäftigungsexpansion getragen hatte, sind die für den 
Binnenmarkt produzierenden Branchen im Dienstlei­
stungssektor, aber auch im Handwerk durch eine hohe 
Regulierungsdichte gekennzeichnet, die den Anbieter­
wettbewerb einschränkt und den Marktzutritt behindert 
sowie Kosten für die Abnehmer erhöht. Hinzu kommt, 
daß das Angebot an persönlichen Dienstleistungen vor 
allem deshalb nicht zum Zuge kommt, weil die hohe Be­
lastung der Markteinkommen mit Steuern und Sozialab­
gaben den Produktivitätsvorteil der arbeitsteiligen Pro­
duktion gegenüber der Eigenproduktion nicht zur Gel­
tung kommen läßt.

Der Beitrag zur Beratung
Während der Nutzen der Strukturberichterstattung 

zur Verbesserung der Information über die Ursachen 
des Strukturwandels und die Entstehung von Struktur­
problemen nicht bestritten wird, wird ihr Beitrag zur w irt­
schaftspolitischen Beratung kontrovers diskutiert. Die 
Kritiker halten den Wirtschaftsforschungsinstituten vor, 
daß die Strukturberichte zu vergangenheitsorientiert 
und zu wenig zukunftsorientiert seien und auch zu we­
nig konkrete Antworten auf die Frage geben, wie der 
Staat den Branchen bei der Bewältigung der Anpas­
sungsprobleme beistehen könnte.

Diese Kritik verkennt, daß jedes Institut schon mit sei­
ner Analyse der aktuellen und der vergangenen struktu­
rellen Entwicklung eine wirtschaftspolitische Antwort 
gibt. Das HWWA sieht den wesentlichen Beitrag der 
Strukturberichte für die wirtschaftspolitische Diskussion 
in der Aufklärung darüber, daß die Branchen nicht nur 
über Vorleistungsverflechtungen komplementär verbun­
den sind und an einem Strang ziehen, sondern auf an­
deren Ebenen miteinander in Wettbewerb stehen. Sie 
konkurrieren in horizontaler Richtung um die Nutzung 
knapper Ressourcen (Kapital, Standorte, hochqualifi­
zierte Arbeitskräfte, Forschungskapazitäten) sowie um 
die Bedienung der Inlands- und Auslandsnachfrage und 
in vertikaler Richtung um die Aufteilung der gemeinsam 
erwirtschafteten Wertschöpfung.

Die gezielte Begünstigung einer Branche bedeutet 
daher stets auch die Benachteiligung anderer Bran­

chen, und zwar nicht nur dadurch, daß sie die fiskali­
schen Lasten für die Begünstigung tragen müssen, son­
dern auch dadurch, daß ihnen Ressourcen oder Nach­
frage entzogen werden oder daß sich ihre relative Preis­
position gegenüber vor- und nachgelagerten Branchen 
verschlechtert. Wirtschaftspolitische Maßnahmen, die 
Strukturwirkungen haben, setzen deshalb den Nach­
weis voraus, daß sie in den begünstigten Branchen 
mehr Einkommen und Beschäftigung schaffen als in an­
deren Branchen verlorengeht und daß der Markt dem 
Einkommensgefälle nicht Rechnung tragen würde.

Rechtfertigungen

In der Strukturforschung werden vier Argumente ge­
nannt, mit denen sektorspezifische Maßnahmen unter 
gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten gerechtfertigt 
werden:

□  die Aufrechterhaltung von Produktion zur Sicherung 
der Versorgung,

□  die Hebammenfunktion in Wachstumsbranchen,

□  die Strukturanpassung in Krisenbranchen,

□  die Korrektur von Wettbewerbsverzerrungen, insbe­
sondere gegenüber dem Ausland.

Die Analyse in den Strukturberichten zeigt indessen, 
daß die praktizierte Strukturpolitik nicht auf gesamtwirt­
schaftliche Ziele gerichtet ist, sondern der Verteidigung 
von sektoralen Vermögens- und Einkommenspositio­
nen dient. Dies gilt auch für das Argument der Versor­
gungssicherheit, und zwar auch für die Steinkohle, 
wenn man berücksichtigt, daß die Versorgungssicher­
heit bei Energie seit den siebziger Jahren dadurch ver­
bessert wurde, daß die Krisenvorräte aufgestockt wur­
den und daß ein größerer Anteil des Energieangebots 
(einschließlich Kernkraft) aus heimischer Erzeugung 
stammt oder aus sicheren Regionen importiert wird.

Die Hebammenfunktion des Staates besteht darin, 
die Entwicklung von Produkten und die Anwendung von 
Produktionsverfahren zu beschleunigen, die sich später 
auch ohne staatliche Unterstützung als rentabel erwei­
sen und aus deren volkswirtschaftlichem Ertrag auch 
die staatlichen Aufwendungen gedeckt werden können. 
Hinsichtlich der Hebammenfunktion vertritt das HWWA 
die Hypothese, daß in einer hoch entwickelten Volkswirt­
schaft, die sich nicht mehr am Vorbild einer voraneilen­
den ausländischen Volkswirtschaft orientieren kann und 
die über ein breites Branchenspektrum, über eine große 
Zahl von multinational operierenden Unternehmen und 
über ein gut ausgebautes Finanzierungssystem verfügt, 
weder die Wissenschaft noch der Staat Wachstums-
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chanchen identifizieren können, die die Unternehmen 
nicht von sich aus wahrnehmen.

Die beiden wichtigsten Fälle in der Bundesrepublik, in 
denen der Staat die Hebammenfunktion übernommen 
hat, nämlich die Entwicklung des Airbus und des 
Schnellen Brüters, bestätigen dies. Diese Projekte ha­
ben beträchtlich mehr Steuergelder gekostet als von 
den Initiatoren zuvor angekündigt: private Kapitalgeber 
konnten dennoch nicht davon überzeugt werden, daß 
sich eine Fortführung oder Weiterentwicklung ohne wei­
tere fiskalische Alimentierung lohnen würde. Die volks­
wirtschaftlichen Kosten bestehen hier nicht nur in dem 
fiskalischen Aufwand, sondern auch in der Bindung von 
hoch qualifizierten Arbeitskräften und Forschungsein­
richtungen, die den übrigen Branchen entzogen wur­
den.

Hilfe für Krisenbranchen

Auch die strukturpolitische Praxis zugunsten von Kh- 
senbranchen betrachtet das HWWA ähnlich negativ 
Zwar könnte es auch unter gesamtwirtschaftlichen 
Aspekten sinnvoll sein, bei Nachfrageeinbrüchen den 
Absatz vorübergehend zu stabilisieren, damit während 
der Anpassungszeit nicht Kapazitäten brachliegen und 
Arbeitskräfte arbeitslos sind, doch wird dieses Instru­
ment, das nur als befristete Maßnahme sinnvoll ist, nach 
wie vor zur Konservierung eingesetzt. Die Konsequen­
zen sind nicht nur unter den Ökonomen, sondern auch 
unter den verantwortlichen Politikern bekannt: Die 
durch Subventionen oder überhöhte Preise auf dem 
Markt gehaltenen Unternehmen weiten ihr Angebot 
aus, die durch Importschutz oder Kontingentierung fern­
gehaltene Substitutionskonkurrenz aus dem Inland und 
dem Ausland findet legale Formen des Marktzutritts, 
und die durch erhöhte Preise und Abnahmeverpflichtun­
gen belasteten Abnehmer schränken ihre Nachfrage ein 
oder werden von unbelasteter Konkurrenz vom Markt 
verdrängt.

Während das HWWA mit der Kritik von Erhaltungs­
subventionen nur alte ökonomische Weisheiten erneut 
belegt, bedeutet die skeptische Beurteilung von Anpas­
sungshilfen, mit denen der Abbau unrentabler Kapazitä­
ten, die Sanierung überlebensfähiger Anlagen und ins­
besondere die Umstellung auf alternative Produkte be­
schleunigt werden sollen, einen Bruch mit dem gewohn­
ten Denkmuster Die Skepsis gegenüber solchen An­
passungshilfen hat die gleichen Gründe wie der Zweifel 
an den Möglichkeiten des Staates zur gezielten Er­
schließung von Wachstumspotentialen: Die Branchen 
bilden als Folge der zunehmenden Produktdifferenzie­
rung und der Intensivierung der inländischen und aus­

ländischen Lieferbeziehungen noch weniger als früher 
eine Gruppe von homogenen Unternehmen. Diese un­
terscheiden sich vielmehr in vielfältiger Hinsicht, in der 
Art und Breite des Produktsortiments, in der Art der Pro­
duktionstechnik und der Tiefe der vertikalen Integration, 
in den Beschaffungs- und Absatzmärkten und nicht zu­
letzt in ihrer Leistungsfähigkeit. Daher gibt es kaum 
noch branchenspezifische Maßnahmen, mit denen der 
Staat sich nicht zum Mitspieler im Wettbewerb zwischen 
Unternehmen der gleichen Branche machen würde.

Partialinteressen

Das gleiche geschieht auch, wenn der Staat versucht, 
die Position der heimischen Anbieter im internationalen 
Wettbewerb durch Technologiepolitik zu stärken, oder 
wenn er Branchen durch Subventionen oder protektioni­
stische Maßnahmen gegen tatsächliche oder vermeintli­
che Wettbewerbsverstöße im Ausland zu schützen 
sucht. Es lassen sich in den Strukturberichten kaum Be­
lege dafür finden, daß in der Bundesrepublik wettbe­
werbsfähige Produktion aus Mangel an staatlicher För­
derung nicht entstanden ist oder aufgrund von Wettbe­
werbsverstößen im Ausland vernichtet worden ist.

Wohl aber gibt es Belege dafür, daß der Protektionis­
mus und der Subventionswettlauf, den sich die Indu­
strieländer und mit ihnen auch die Bundesrepublik in 
einigen Branchen leisten, die Entwicklungschancen in 
der Dritten Welt und damit auch die Expansionsmöglich­
keiten der wettbewerbsstarken Unternehmen in den In­
dustrieländern beeinträchtigt haben.

Die Suche nach volkswirtschaftlich sinnvollen Mög­
lichkeiten für gezielte Strukturpolitik, die es hier und dort 
noch geben mag, erscheint allerdings müßig, da in der 
Praxis der Strukturpolitik immer weniger die volkswirt­
schaftlichen Vorteile und immer mehr die Vermögens­
und Einkommensinteressen der betroffenen Kapitalge­
ber und Arbeitskräfte maßgebend sind. Dies ist kein Plä­
doyer gegen Hilfen für die vom Strukturwandel betroffe­
nen Arbeitnehmer, doch steht hierfür das branchen­
übergreifende System der Arbeitslosenversicherung 
und der Arbeitsmarktpolitik zur Verfügung.

Inzwischen ist es eine der wichtigsten Aufgaben der 
Strukturforschung, durch die Aufklärung der Zusam­
menhänge den Widerstand gegen Eingriffe in das 
Marktgeschehen zu mobilisieren, mit denen partielle In­
teressen zu Lasten der gesamtwirtschaftlichen Produk­
tivität und Beschäftigung durchgesetzt werden. Und es 
gilt die Aufmerksamkeit darauf zu lenken, auf welchen 
Gebieten infolge derartiger Regelungen bislang Ein­
kommens- und Beschäftigungschancen nicht genutzt 
werden.
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